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Nachhaltigkeitskapitel in EU Freihandels­
abkommen: Feigenblatt für nicht­zukunftsfähige 
Handelspolitik*? 

Seit Nachhaltigkeitsklauseln erstmals in den 
1990ern im Rahmen des Nordamerikanischen 
Freihandelsabkommens (NAFTA) eingeführt 
wurden, blieben sie notorisch schwach. Frei-
handelsabkommen selbst wurden dagegen zu 
einem wirksamen Mittel, um die inhaltliche und 
räumliche Reichweite neoliberaler Wirtschaf ts-
politik drastisch auszuweiten. Ist vor diesem 
Hintergrund die Einbindung arbeitsrechtlicher 
Klauseln nur ein Versuch zur Beschwichtigung 
von Gewerkschaf ten und sozial orientierter Ak-
teure? Soll deren Unterstützung für Abkommen 
gewonnen werden, die dann in Wirklichkeit 

Am 17. Juli 2018 wurde das Freihandelsab-
kommen EU-Japan in Tokio unterzeichnet. 
EU-Kommissionspräsident Jean-Claude 
Juncker erklärte bei dieser Gelegenheit, 
mit dem Abkommen würden die beiden 
Vertragsparteien ihre Verpflichtung 
bekräf tigen, die höchsten Standards in 
Bereichen wie Arbeit, Sicherheit, Umwelt- 
oder Verbraucherschutz einzuhalten.1 
Derartige Erklärungen werden vonseiten 
der EU Kommission zu nahezu allen Frei-
handelsabkommen veröf fentlicht. Doch 
wo genau sind die Arbeitnehmerrechte, 
Umwelt- und Verbraucherschutzstan-
dards in diesen Abkommen eigentlich 
verankert? Wie kann durch die Handels-
abkommen sichergestellt werden, dass 
diese Standards auch durch- und um-
gesetzt werden? Oder ist die Aussage von 
Kommissionspräsident Juncker besten-
falls Wunschdenken, das an der Realität 
vorbeigeht? 

* Aktualisierte und leicht geänderte Fassung der 
 englischen Veröf fentlichung: PowerShif t et.al., „Legitimising  
an Unsustainable Approach to Trade: A discussion paper on sustainable 
development provisions in EU Free Trade Agreements“,  
Dezember 2017. https://power-shif t.de/wp-content/uploads/ 
2018/03/diskussionspapier-web-1.pdf

weiterhin Arbeitsplätze gefährden sowie öf fent-
liche Güter und die Umwelt bedrohen? Vor dem 
Hintergrund der derzeitigen Diskussionen um 
EU-Nachhaltigkeitskapitel in Freihandels-
abkommen und der Veröf fentlichung eines 
 Modell-Arbeitskapitels (Model Labour Chap-
ter) durch die Friedrich-Ebert-Stif tung (FES) 
und Bernd Lange (MdEP, SPD) beleuchtet dieses 
Diskussions papier mögliche Fallstricke solcher 
Reformversuche in Freihandelsabkommen. 

Das Freihandelsabkommen (FTA) zwischen der 
EU und Südkorea war das erste einer neuen Ge-
neration von Abkommen, die nach Verabschie-
dung der europäischen ‚Global Europe’-Strategie 
sowie nach Inkraf ttreten des Lissabon-Vertrags 
initiiert wurden. Als es 2011 provisorisch in Kraf t 
trat, wurde es als das bis dato  „ambitionierteste“ 
und „umfassendste“ Abkommen der EU vorge-
stellt.2 Zum ersten Mal gab es ein Kapitel zu 
Handel und nachhaltiger Entwicklung (‚Trade 
and Sustainable Development’  – TSD), welches 
auch Arbeits- und Umweltstandards nannte.  
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der Kommission bereits seit 2010 bekannt.8 2015 
kam heraus, dass europäische Autohersteller 
die Abgaswerte ihrer Dieselmotoren absichtlich 
fälschten, um hohe Emissionen zu vertuschen. 
Eine neuere Studie belegt, dass jährlich etwa 
38.000 vorzeitige Todesfälle weltweit (5.000 
europaweit) mit erhöhten Diesel- Abgaswerten 
in Verbindung stehen.9 Fast 80% der 2014 nach 
Südkorea exportierten deutschen Autos waren 
Dieselfahrzeuge.10

Im TSD-Kapitel verpflichteten sich die Vertrags-
partner, die Kernarbeitsnormen der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (International Labour 
Organization - ILO) „zu respektieren, zu fördern 
und umzusetzen“ sowie schrittweise die grund-
legenden ILO Konventionen zu ratifizieren und 
zu implementieren.11 Allerdings waren bereits 
während der Verhandlungen massive Arbeits-
rechtsverletzungen in Südkorea bekannt. 2010, 
ein Jahr vor der vorläufigen Anwendung des 
Abkommens, berichtete der Internationale Ge-
werkschaf tsbund (International Trade Union 
Confederation - ITUC) von verbreiteten Arbeits-
rechtsverletzungen, Polizeigewalt gegen Strei-
kende und Massenverhaf tungen: „Nicht nur die 
Versammlungsfreiheit ist ernsthaf t eingeschränkt, 
auch das Prinzip der freiwilligen Tarifverhandlungen, 
welches essentiell für Tarifverhandlungen im Allge-
meinen ist, wird fast komplett ignoriert.“ 12 Im No-
vember 2015 demonstrierten Zehntausende auf 
den Straßen Seouls und wurden mit massiver 
Polizeigewalt bekämpf t. Es kam zu Massenver-
haf tungen und Verletzungen von Demonstrie-
renden. Zudem ging die Regierung hart gegen 
Gewerkschaf ten vor und veranlasste Polizei-
razzien in Gewerkschaf tshäusern.13

Die Kommission erwähnte in ihrem triumphie-
renden 5-Jahres-Urteil weder den Dieselskan-
dal noch die Auswirkungen des Freihandelsab-
kommens auf die arbeitsrechtliche Situation in 
Südkorea. 

Im Juli 2016, nur fünf Tage nach der Veröf fent-
lichung des sehr positiven Fünfjahresberichts der 
Kommission zum FTA, wurde der Präsident des 
Koreanischen Gewerkschaf tsbundes (Korean 
Confederation of Trade Unions  – KCTU), Han 
Sang-kyun, wegen der Organisierung von „ille-
galen Demonstrationen“ zu fünf Jahren Haf t ver-
urteilt. Das Urteil wurde in der Berufung auf drei 
Jahre umgewandelt.14

Die durch das TSD-Kapitel eingeführte DAG  
(Domestic Advisory Group) forderte die Euro-
päische Kommission bereits zweimal auf (im 
Januar 2014 sowie im Dezember 2016), formale 

Außerdem schuf das TSD-Kapitel institutionelle 
Strukturen  – wie ein Forum für zivilgesellschaf t-
lichen Dialog und eine zivilgesellschaf tliche Bera-
tungsgruppe (Domestic Advisory Group - DAG) – 
sowie Mechanismen, die die Umsetzung gerade 
dieser neuen sozial-ökologischen Vertragsinhalte 
begleiten sollten. 

„2015 kam heraus, dass europäische Autohersteller die Abgas-
werte ihrer Diesel motoren absichtlich fälschten, um hohe 
Emissionen zu vertuschen. Fast 80% der 2014 nach Südkorea 
exportierten deutschen Autos waren Dieselfahrzeuge.  
In ihrem triumphierenden 5-Jahres-Urteil erwähnt die Kom-
mission den Dieselskandal mit keinem Wort.“

In ihren jährlichen Umsetzungsberichten zum 
EU-Korea FTA beurteilt die Europäische Kom-
mission die Umsetzung des Abkommens regel-
mäßig als „sehr gut“.3 In der Tat verdreifachte 
sich zum Beispiel bis 2016 der europäische Export 
von PKWs nach Südkorea.4 Das war kein Zufall, 
denn während der Verhandlungen für das Ab-
kommen hatte die EU sorgsam darauf geachtet, 
dass europäische Autos von bestimmten Emis-
sionsstandards in Südkorea ausgenommen wür-
den.5 Die europäische Automobilindustrie ist für 
ca. 12 Millionen Arbeitsplätze und 6,8% des eu-
ropäischen Bruttoinlandsprodukts6 verantwort-
lich. Mit dem Freihandelsabkommen bekam die 
europäische Automobilindustrie einen erleich-
terten Zugang zum südkoreanischen Markt  – 
und das unter Bedingungen, welche selbst die 
Vorgaben der EU zu Diesel-Emissionen untergra-
ben.7 Die Defizite dieser EU-Vorschrif ten waren 
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Regierungskonsultationen zu den massiven 
Arbeitsrechtsverletzungen in Südkorea zu ini-
tiieren.15 Im Mai 2017 wurde dies ebenfalls vom 
Europäischen Parlament eingefordert.16 Doch die 
Europäische Kommission weigert sich. Han Sang-
kyun ist nach wie vor im Gefängnis. Lee Young-joo, 
die ehemalige Generalsekretärin der KCTU, wurde 
am 31 Dezember 2017 festgenommen, nachdem 
auch gegen sie wegen Organisierung der Proteste 
im November 2015 Haftbefehl erhoben wurde. 
Lee suchte in den zwei Jahren vor ihrer Festnahme 
Schutz in den Räumen der KCTU und ist nun in 
Untersuchungshaft.17

1 Handel und zukunf tsfähige Entwick-
lung: Die Debatte grundsätzlicher führen

Die EU-Kommission spart nicht mit Lobreden für 
das EU-Südkorea Freihandelsabkommen und 
ist stolz über jedes weitere neue FTA. Doch bei 
den Nachhaltigkeitskapiteln in diesen Abkom-
men zeigt sich immer wieder, dass die darin fest-
geschriebenen Mechanismen nicht in der Lage 
sind, die Einhaltung der Arbeits- und Umwelt-
standards zu gewährleisten und ihre Implemen-
tierung zu überwachen. 2016 forderte das Euro-
päische Parlament ausdrücklich den Einbezug 
der TSD-Kapitel in die allgemeinen Streitschlich-
tungsverfahren, um „gleichberechtigt mit anderen 
Teilen des Abkommens… die Einhaltung von Men-
schenrechten sowie Sozial- und Umweltstandards 
zu gewährleisten“.18 Die Einhaltung sollte durch 

„ef fektive Abschreckungsmaßnahmen“ einschließ-
lich der „Reduzierung oder gar der Rücknahme 
spezifischer Handelsvorteile“ abgesichert werden.  
Die Europäische Kommission begann im Juli 2017 
mit einem ‚non-paper‘ zu den Nachhaltigkeitska-
piteln eine – 2018 noch andauernde – Diskussion 
über ihren zukünf tigen Kurs bei diesem Thema.19

Einen weiteren Impuls bekam die Diskussion um 
die Evaluation von Arbeits- und Umweltstan-
dards in FTAs auch durch die Wiedereröf fnung 
der Verhandlungen zum Nordamerikanischen 
Freihandelsabkommen (NAFTA)  – welches 1994 
zum ersten Mal verbindliche Sozialklauseln 
umfasste  – sowie durch den Abschluss eines 
Schlichtungsverfahrens zwischen den USA und 
Guatemala über die Verletzung einer Arbeits-
klausel im Freihandelsabkommen zwischen den 
USA und Zentralamerika (CAFTA). 

Grundsätzlich stellen diese Klauseln ein ernst-
haf tes Dilemma dar: Einerseits wird in der 
Verknüpfung von Handelsabkommen mit 
verbindlichen Arbeits- und Umweltklauseln 
ein Versuch gesehen, um den race to the bot-
tom – den Wettlauf nach unten bei Umwelt- und 

CAFTA: Welche Lehren ziehen wir?
Um die Schwächen eines sanktionsbasierten Ansatzes von 
Arbeits- und Umweltklauseln zu illustrieren, bezieht sich 
die Kommission in ihrem non-paper zu Nachhaltigkeitskapi-
teln primär auf die Erfahrungen mit einem Schiedsverfah-
ren zwischen den USA und Guatemala, welches unter dem 
CAFTA- Abkommen (Central America Free Trade Agreement 
der USA) angestrebt wurde. Bis heute ist dies der einzige 
Fall, in dem es im Rahmen eines FTA über Konsultationen 
hinaus zu einem Schiedsverfahren über Arbeitsrechts-
verletzungen kam.
Sicherlich können viele Lehren aus der im Juni 2017 ver-
öf fentlichten Entscheidung gezogen werden.58 Doch im 
Gegensatz zur Einschätzung der Kommission sagt die Ent-
scheidung des US-Guatemala-Verfahrens nichts über die 
Wirksamkeit von Sanktionen aus. Das Scheitern der Klage 
gegen Guatemalas Arbeitsrechtsverletzungen of fenbart 
vielmehr zwei Probleme: Zum einen ist die Arbeitsklausel 
in CAFTA viel zu schwach gestaltet.59 Zum anderen traf die 
USA die schockierende Entscheidung, in ihrer Beschwerde 
nicht auf die hef tigsten Verletzungen von Gewerkschaf ts-
rechten der letzten Jahre, inklusive der Ermordung von 83 
Gewerkschaf ter*innen in Guatemala seit CAFTAs Inkraf t-
treten einzugehen.60 Wenige Monate nach Veröf fentlichung 
der Entscheidung wurde ein weiterer Gewerkschaf ter im 
September 2017 in Guatemala erschossen aufgefunden.61 
CAFTA steht für die Missachtung von vorab vorgetragenem 
Protest und Zweifeln. Die Gewerkschaf ten aller Mitglieds-
länder lehnten CAFTA vor Inkraf ttreten strikt ab.62 Zwischen 
2002 und 2005 fanden in Guatemala regelmäßige Proteste 
gegen die potentiellen Folgen von CAFTA statt: Zerstörung 
der heimischen Industrien und kleinbäuerlicher Landwirt-
schaf t, Privatisierung und Arbeitslosigkeit. Der Internatio-
nale Gewerkschaf tsbund (ITUC) sprach sich gegen CAFTA 
aus.63 Und selbst Barack Obama lehnte CAFTA ab, bevor er 
Präsident wurde und dann sein Versprechen brach, jemals 
mega-regionale Freihandelsabkommen zu verhandeln.
Die meisten Befürchtungen der Gegner bewahrheiteten 
sich. In einem Fazit der ersten drei Jahre des Abkommens 
wurden „Strukturen wachsender Ungleichheit und anhaltender 
Armut in den Unterzeichnerländern“ beobachtet.64 Insbeson-
dere Kleinbäuer*innen litten unter der Konkurrenz von 
US-amerikanischen Maisimporten.
CAFTA zeigt darüber hinaus die zweifelhaf te und gefähr-
liche Macht von Sonderklagerechten für Unternehmen. 
Durch das Abkommen und seine Investor-Staat Schieds-
gerichtsverfahren (ISDS) wurde auch der Weg für eine mas-
sive Ausweitung des extraktiven Sektors geebnet. Versuche, 
die durch Bergbau verursachten Umweltverschmutzungen 
zu regulieren oder ein funktionierendes öf fentliches Trans-
portwesen zu etablieren, wurden stark geschwächt. Allein 
das Risiko eines Investor-Staat Schiedsverfahren reichte aus: 
Über zwei Jahre lang protestierte die lokale Bevölkerung 
in San Jose del Golfo, Guatemala, aus Sorge um Umwelt 
und Gesundheit gegen ein Goldbergbauprojekt. Doch das 
Unternehmen musste gegenüber der Regierung bloß mit 
einer ISDS-Klage drohen und schon wurden 2014 die lokalen 
Anwohner*innen gewaltsam vom Militär vertrieben.65 
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Sozial standards– aufzuhalten. Andererseits ris-
kiert ein solcher Ansatz, die dringend notwen-
dige, viel grundsätzlichere Diskussion um die 
Auswirkungen von Freihandelsabkommen auf 
Umwelt und Soziales zu verwässern. 

„Wie ist der Einbezug von Umwelt- und Sozialklauseln zu 
gestalten, um wirklich wirksam zu werden?  
Verhandlungen über Marktöf fnungen und den Abbau nicht- 
tarifärer Handels hemmnisse dienen zuallererst anderen 
Zwecken als der Zukunf tsfähigkeit.“

Für all jene, die auf eine positive Wirkung bila-
teraler Handelsabkommen bei der Bekämpfung 
von Sozialdumping oder gar bei der Verbes-
serung im Arbeits- und Umweltschutz hof fen, 
bleibt die zentrale Frage: Wie ist der Einbezug 
von Umwelt- und Sozialklauseln zu gestalten, 
um wirklich wirksam zu werden? Verhand-
lungen über Marktöf fnungen und den Abbau 
nicht-tarifärer Handelshemmnisse  – wie techni-
sche Standards und Bewertungsverfahren sowie 
alle möglichen Regulierungen ‚hinter der Grenze‘ – 
dienen zuallererst anderen Zwecken als der Zu-
kunf tsfähigkeit. 

Erstens dienen sie strategischen Zielen der 
Marktöf fnung für eigene Industrien sowie ggf. 
auch dem Schutz der heimischen Industrie vor 
internationalem Wettbewerb. Die eigene Ver-
handlungsmacht wird primär dafür genutzt, die 
Position heimischer Firmen im Ausland zu stär-
ken, welche wiederum meist wenig Interesse 
an der Verankerung von Arbeits- und Umwelt-
standards haben. In Freihandelsabkommen ist 
eine zukunf tsfähige Entwicklung eindeutig den 
Zielen ein- oder wechselseitiger wirtschaf tlicher 
Vorteile nachgestellt. 

Zweitens stärken die weltweit größten 
Industrie nationen mit bilateralen oder „mega- 
regionalen“ Freihandelsabkommen ihre eigene 
Position im Verhältnis zu ärmeren Entwick-
lungs- und Schwellenländern.20 Freihandelsab-
kommen sind zu einem wirksamen Vehikel ge-
worden, um das neoliberale Wirtschaf ts system 
weiter zu internationalisieren sowie den Schutz 
von Eigentumsrechten und Investitionen zu 
garantieren. Diese Strategie hat eine lange Tra-
dition in der kolonialen Vergangenheit inter-
nationalen Rechts: wirtschaf tliche Integration 
wurde begleitet von dem Bestreben der ehe-
maligen Kolonialmächte, ihre eigene Vormacht-
stellung im Regelwerk zu konsolidieren, bevor 
schwächere Staaten überhaupt Zugang dazu 
bekamen.21 Die inhaltliche Reichweite der neuen 
Generation von Freihandelsabkommen wächst 

dabei immer weiter: Güter, Dienstleistungen, 
Subventionen, eCommerce, staatliche Unterneh-
men, öf fentliche Beschaf fung, Rohstof fe und 
Energie. Ärmeren Staaten bleibt am Ende wenig 
Anderes übrig, als sich den bereits existierenden 
Regeln zu unterwerfen, auch wenn viele Aspekte 
der Abkommen zum Verhandlungszeitpunkt 
noch gar nicht ihren Handelsportfolien und wirt-
schaf tlichen Entwicklungsstadien entsprechen.22

Zusammen genommen untergraben diese bei-
den Faktoren jeglichen ernsthaf ten Versuch, die 
Abkommen auf eine zukunf tsfähige Entwick-
lung hin auszurichten. Die zentralen Ziele und 
Regelungsinhalte in den Kernkapiteln der Ab-
kommen schenken Zukunf tsfähigkeit und nach-
haltiger Entwicklung keine Beachtung. Es gibt 
daher gute Gründe anzuzweifeln, dass lediglich 
angehängte Nachhaltigkeits- und Arbeitskapitel 
eine angemessene Antwort auf das grundsätz-
liche Problem der FTAs darstellen. 

2 Nachhaltigkeitskapitel mit „Biss“?

Die EU-Kommission ist sich der Kritik an den 
weitgehend unwirksamen Nachhaltigkeitskapi-
teln in Freihandelsabkommen bewusst und ver-
öf fentlichte im Juni 2017 und aktualisiert am 
26.  Februar 2018 eigene ‚non-paper’ zur mögli-
chen Verbesserung der Umsetzung und Durch-
setzung von TSD-Regeln. Sie versucht darin, die 
TSD- Diskussion auf zwei Optionen zu begrenzen:23

Die erste Option, eindeutig von der Kommis-
sion favorisiert, schlägt eine Intensivierung des 
derzeitigen Dialog- und Kooperationsansatzes 
vor. Eine ‚bestimmtere‘ Weiterverfolgung der 
bisherigen Aktivitäten solle die Einhaltung der 
TSD- Regeln stärken und verbessern.24 In dem 
‚non-paper’ erklärt die Kommission allerdings 
nicht, warum sie bisher selbst nur zurückhal-
tend von Kooperations- und Dialogmaßnahmen 
 Gebrauch gemacht hat - obschon sie, wie im 
Falle des EU-Südkorea FTAs sogar ausdrücklich 
seitens der Zivilgesellschaf t (in der DAG) und 
durch das Europäische Parlament dazu aufge-
fordert wurde.

Die zweite Option bezieht sich auf eine Durch-
setzung der TSD-Kapitel mithilfe von Sanktionen. 
Dies würde bedeuten, dass die TSD-Verpflichtun-
gen auch von der Streitschlichtung des jeweiligen 
Freihandelsabkommens abgedeckt wären und 
im Konfliktfall eine Suspendierung bestimmter 
Handelsvergünstigungen drohen würde. Das 
‚non-paper’ suggeriert, dass ein solcher Sanktions-
ansatz dem stark mängelbehaf teten, nordameri-
kanischen Modell zu folgen habe.25
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Erstaunlicherweise missachtet die Kommis-
sion bei ihren Vorschlägen das Urteil des Ge-
richtshofs der Europäischen Union (EuGH) 
von 2017 zum EU-Singapur FTA gänzlich. Darin 
wurde festgehalten, dass die EU bereits auf-
grund des Völkergewohnheitsrechts berechtigt 
wäre, Libera lisierungszusagen zurückzunehmen, 
sollte es zu Verstößen der festgeschriebenen 
Umwelt- und Arbeitsstandards aus FTAs kom-
men.26 Demnach wäre die Frage „mit oder ohne 
Sanktionen?“ hinfällig und bereits klar zugunsten 
der Möglichkeit von Sanktionen beantwortet. 
Die EU müsste theoretisch zumindest nichts 
verändern, sondern bloß umsetzen.

Eine schwierigere Hürde wäre es allerdings zu 
identifizieren, welche Teile der TSD-Kapitel wirk-
lich eingefordert und ggf. mit Sanktionen durch-
gesetzt werden könnten. Denn die bisherigen 
TSD-Regeln sind alle zu vage formuliert, um sich 
in Streitschlichtungsverfahren tatsächlich da-
rauf berufen zu können. 

3 Butter bei die Fische?  
Ein Modellkapitel zu Arbeitsstandards in 
Freihandels abkommen

In den letzten Jahren wurden bereits einige 
„Modell“-Formulierungsvorschläge für spezifi-
sche Regeln in europäischen FTAs vorgestellt. 
Dazu gehörten Modell-Klauseln oder Kapitel 
zu Nachhaltigkeit,27 zu Menschenrechten28 und 
zu Investitionsregeln.29 2017 veröf fentlichte 
die Friedrich Ebert Stif tung (FES) in Koope-
ration mit Bernd Lange (SPD-MdEP und Vor-
sitzender des Ausschusses für internationalen 
Handel im Europäischen Parlament) ein neues 
Modell kapitel für Arbeitnehmerrechte in EU- 
Handelsabkommen.30

Wie bereits andere Reformvorschläge nutzt 
auch das FES / Lange-Modellkapitel bestehende 
FTAs und FTA-Textelemente (insbesondere CETA 
und TTIP) als Ausgangsbasis. Darauf aufbau-
end wird versucht, die existierenden Ansätze zu 
verbessern und um spezifische Mechanismen 
und Verpflichtungen zu erweitern. Insbeson-
dere werden verbindliche Streitschlichtungs-
verfahren sowie als Sanktions möglichkeiten 
auch Strafzahlungen und das Aussetzen von 
Handelserleichterungen eingeführt. 

Die bedeutendste Innovation des Vorschlags 
ist die Sammelklagemöglichkeit, welche „die 
Sozial partner selbst ermächtigen [soll], Arbeitsklau-
seln … eigenständig und mit voller Kontrolle über die 
Verfahren durchzusetzen“.31 Dieser Mechanismus 
soll aufgrund bisheriger schlechter Erfahrungen 

dafür sorgen, dass Arbeitsstandards unab-
hängig vom politischen Willen der beteilig-
ten Vertragsparteien (Regierungen) um- und 
durchgesetzt werden. Das wäre ein Fortschritt 
gegenüber den bisherigen Mechanismen, denn 
die (Selbst-)Ermächtigung (empowerment) so-
zialer Akteure war bisher in keinerlei Weise 
Gegenstand der FTAs. Während der neun Jahre, 
die das arbeitsrechtliche FTA-Schiedsverfahren 
zwischen den USA und Guatemala gedauert 
hatte, wurden sieben Gewerkschaf ter*innen 
der Guatemalan Izabal Banana Workers’ Union 
(SITRABI), welche die erste Beschwerde an die 
US-Regierung 2008 mitunterzeichnet hatte, er-
mordet.32 Dieser Fall verdeutlicht, was passieren 
kann, wenn die Federführung in Arbeitskonflik-
ten unter FTAs bei den jeweiligen Regierungen 
verbleibt: nämlich nichts.

Die Entscheidungen (z. B. Strafzahlungen) des 
vorgeschlagenen Beschwerdeverfahrens  sollen 
vor den inländischen Gerichten beider Vertrags-
parteien eines FTA einklagbar sein.33 Damit 
würde ein neuer Rechtsweg für Klagen gegen die 
Verletzung von Sozial- und Umweltklauseln ein-
geführt, wie er of t auch im Zusammenhang mit 
der Kritik an Investor- Staat- Schiedsverfahren ge-
fordert wird. Diese Motivation steckt auch hinter 
den Diskussionen um ein verbindliches UN-Ab-
kommen zu Wirtschaf t und Menschenrechten 
(Binding Treaty on Business and Human Rights), 

Hafenindustrie Singapur Photo: Michael Reckordt, PowerShif t e. V.

„Der Fall der Ermordung von sieben Gewerkschaf ter*innen in 
Guatemala, die die erste Beschwerde an die US-Regierung 2008 
mitunterzeichnet hatten, verdeutlicht, was passieren kann, 
wenn die Federführung in Arbeitskonflikten unter FTAs bei den 
jeweiligen Regierungen verbleibt: nämlich nichts.“
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einem rechtlich bindenden Instrument für trans-
nationale Konzerne und andere Unternehmen. 
Wie bei anderen Innovationen im internationa-
len Recht auch, wird sich jedoch erst in der Praxis 
erweisen müssen, wie wirksam diese sein kön-
nen. Bis dahin bleibt eine große Portion Zweifel. 

Der FES / Lange-Vorschlag hat ein erhebliches 
Manko: Anders als andere Versuche zur verbind-
lichen Verankerung menschenrechtlicher, ökolo-
gischer und arbeitsrechtlicher Standards würde 
das Modellkapitel bloß an den Rest der jeweili-
gen Freihandelsabkommen angefügt. Der Kern 
und Großteil der Abkommen würde ansonsten 
unangetastet bleiben. Das FES / Lange-Modell-
kapitel schlägt nur vier symbolische Ergänzun-
gen vor (etwa zu öf fentlicher Beschaf fung und 
zum Investitionsschutz), die auf den letzten Sei-
ten kurz angerissen werden. Der grundsätzliche 
Mangel des Vorschlags liegt also darin, nur ei-
nige spezifische Mängel bestimmter Teile des 
FTAs zu adressieren, ansonsten aber die vielfäl-
tigen negativen Konsequenzen der Abkommen 
unangetastet zu lassen.

„Die Vereinigungsfreiheit ist „nicht nur eine notwendige 
Voraussetzung für eine rechtmäßige Demokratie, sondern 
ebenso für eine gerechte Gesellschaf t.“  
(Maina Kiai, ehemalige UN Sonderberichterstatter für 
 Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit).“

Eine derartige Begrenztheit wurde bereits von 
Markus Krajewski und Rhea Hof fmann, den 
Autor*innen eines früheren Modellkapitels zu 

Nachhaltigkeit im Zusammenhang mit dem 
TTIP-Abkommen bemängelt: „(…) ein Abkommen 
zwischen der EU und den USA, dessen primäres Ziel 
nachhaltige Entwicklung wäre, würde ein komplett 
anderes Abkommen sein. Die entsprechenden Kapitel 
zu Standards (Technical Barriers to Trade – TBT, Sani-
tary and Phytosanitary Standards  – SPS), zur Libera-
lisierung von Dienstleistungen, zur Zusammenarbeit 
in Regulierungsfragen oder zum Investitionsschutz 
müssten komplett umgeschrieben werden... bilaterale 
Umweltschutzklauseln in Handelskapiteln, Anerken-
nung des Vorsorgeprinzips... “.34

4 Die Verwässerung von Standards

Die Einbindung von Sozial-, Arbeits- und Um-
weltstandards in die Strukturen und Institutio-
nen internationalen Wirtschaf tsrechts bergen 
ein weiteres of tmals übersehenes Risiko. Nicht 
selten werden zunächst die Standards selber 
geändert und verwässert. Einige sehen auch be-
reits das Risiko, dass die im FES / Lange-Modell-
kapitel vorgeschlagene Zusammenarbeit mit der 
ILO deren Überwachungsverfahren beeinflussen 
und politisieren könnte.

„Nicht selten werden zunächst die Standards 
selber geändert und verwässert.“
Seit längerem gibt es die Sorge, dass die „Ver-
pflanzung“ von Sozial-, Arbeits- und Umwelt-
standards in die Sphäre internationalen Wirt-
schaf tsrechts – in welcher die ökonomischen 
Freiheiten höchste Priorität genießen – eben 
diese Standards grundlegend verändern würde. 
In einer besonders hef tigen Debatte zweier Wirt-
schaf tsjuristen  – Ernst Ulrich Petersmann und 
Philip Alston  – warnte Alston 2002 davor, das 
die menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten bei 
einer Einbindung in das WTO-Regelwerk „von 
ihrer Basis, der Würde des Menschen, losgelöst wür-
den. (…) Stattdessen würden sie primär als instrumen-
telle Mittel zur Erreichung wirtschaf tspolitischer Ziele 
gesehen“.35 Diese Loslösung wird of fensichtlich, 
wenn man sich die Wahl der Partnerländer von 
EU-Freihandelsabkommen anschaut. Diese ist 
ausschließlich von europäischen Wirtschaf tsin-
teressen geleitet. Die Erkenntnis, dass die Sozial- 
und Umweltklauseln in FTAs faktisch nicht zur 
Verbesserung von Arbeits- und Umweltschutz 
beitragen, führt zu mehr als nur Frustration. Die 
grundlegende Bedeutung von Umwelt- und Ar-
beitsstandards, wie sie in internationalen Verträ-
gen und Konventionen niedergelegt sind  – dies 
übrigens eine politisch of t hart erkämpf te Errun-
genschaf t  –, droht durch die Einbindung in die 
Strukturen und Institutionen des internationalen 
Wirtschaf tsrechts transformiert zu werden.36 

Wasserverschmutzung bei Nickelabbau   
Photo: Michael Reckordt, PowerShif t e.V.
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Als eindrückliches Beispiel für eben diesen 
Ef fekt brauchen wir uns bloß die unterschied-
lichen Ansätze zur Vereinigungsfreiheit in der 
EU anzuschauen. Der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte (EGMR) hat in Überein-
stimmung mit der ILO das Recht auf Tarifver-
handlungen und das Streikrecht als elementare 
Bestandteile der Vereinigungsfreiheit deklariert. 
Demnach muss eine Einschränkung des Streik-
rechts als rechtmäßig erst begründet werden.37 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat aller-
dings fast die genau gegensätzliche Position 
eingenommen, indem er das Streikrecht dem 
Schutz ökonomischer Freiheiten im EU-Binnen-
markt untergeordnet hat.38 Für den EuGH ist 
das Streikrecht nur dann geschützt, wenn es 
nicht in unzulässiger Weise die Niederlassungs- 
oder Dienstleistungsfreiheit einschränkt. Der 
ILO-Sachverständigenausschuss für die Durch-
führung der Übereinkommen und Empfehlun-
gen kritisiert die Position des EuGH schon seit 
langem als weit entfernt von seiner eigenen 
Interpretation der ILO Konvention 87.39

5 Kernarbeitsnormen ernst nehmen

Versuche, Arbeitsstandards in Handelsabkom-
men einzufügen, gibt es seit Beginn des moder-
nen Handelsrechts. Zurzeit wird insbesondere 
untersucht, wie Arbeitsstandards wirksam in 
FTAs eingebunden werden können und was 
die relativen Vorzüge von „pre-ratification con-
ditionality“ 40 sein können (d. h. die Bindung der 
Ratifizierung von FTAs an zu erfüllende Vorbe-
dingungen, z. B. ILO-Ratifizierungen). Allerdings 
lassen sich Kernarbeitsnormen, insbesondere 
die Vereinigungsfreiheit, im Verhältnis von 
Arbeitsrechten zu FTAs auch anders betrach-
ten. Die gesicherte Vereinigungsfreiheit ist ein 
Indikator für eine funktionierende Demokratie. 
In den Worten von Maina Kiai, ehemaliger UN 
Sonderberichterstatter für Versammlungs- und 
Vereinigungsfreiheit, ist die Vereinigungsfrei-
heit „nicht nur eine notwendige Voraussetzung für 
eine rechtmäßige Demokratie, sondern ebenso für 
eine gerechte Gesellschaf t”.41

Die weitreichenden Verpflichtungen in FTAs 
wirken sich auf viele wirtschaf ts- und gesell-
schaf tspolitische Bereiche aus und können 
einen Vertragsstaat für Generationen binden. 
Die Inhalte solcher Abkommen bedürfen daher 
eingehender, demokratischer Kontrolle. Ins-
besondere die Vereinigungsfreiheit dient als 
Barometer für die notwendigen Strukturen, 
die vorhanden sein müssen, um diese demo-
kratische Kontrolle überhaupt zu ermöglichen. 
Verhandlungen um Handelsabkommen müssen 

bereits im Vorhinein gesellschaf tlich legitimiert 
sein und nicht erst im Nachhinein. Kernarbeits-
normen wie die Vereinigungsfreiheit müssen 
bereits vor den Verhandlungen gesetzlich sowie 
praktisch garantiert sein.

„Verhandlungen um Handelsabkommen müssen bereits im Vorhin-
ein gesellschaf tlich legitimiert sein und nicht erst im Nachhinein.“
Aus dieser Perspektive ergeben sich wichtige 
Schlussfolgerungen: Denn in fast allen Regio-
nen der Welt werden die Vereinigungsfreiheit 
und damit verbundene Grundrechte attackiert – 
wenn auch in unterschiedlicher Intensität.42

Die konservative Regierung Südkoreas, die die 
Verhandlungen mit der EU führte, war bekannt 
für eine systematische Repression der Gewerk-
schaf tsbewegung. Obwohl diese Regierung über 
einen Korruptionsskandal und nach wochen-
langen Protesten Ende 2016 stürzte und die da-
malige Präsidentin Park Geun-hye nun wegen 
Korruption für mehr als 24 Jahre Haf t verurteilt 
wurde, bleibt das von ihr unterzeichnete Abkom-
men mit der EU in Kraf t.

Tempo macht die EU derzeit bei der Finalisie-
rung des EU-Mercosur Freihandelsabkom-
mens, welches nach Verhandlungsbeginn 1999 

May Day rally for immigrant and workers‘ rights  
Photo: Fibonacci Blue, flickr, CC BY-SA 2.0,  
https://www.f lickr.com/photos/fibonacciblue/17333717432/

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/
https://www.flickr.com/photos/fibonacciblue/17333717432/
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und trotz einer Wiederaufnahme 2010 zunächst 
nicht weiter vorangetrieben wurde. Erst nach-
dem 2016 die damalige brasilianische Regierung 
durch einen parlamentarischen Coup abgesetzt 
wurde und mit Michel Temer ein neuer neo-
liberaler Präsident ins Amt kam, nahmen die 
Verhandlungen wieder an Fahrt auf. Tatsächlich 
wurden genau einen Tag, bevor Temer of fiziell 
neuer Präsident wurde, die ersten Marktöf f-
nungsangebote zwischen der EU und Mercosur 
seit 2010 ausgetauscht.43 Die in der Zeit von Te-
mer eingeführten Arbeitsrechtreformen ver-
stoßen nicht nur gegen internationale Men-
schenrechtsabkommen und ILO Konventionen, 
sondern sind auch verfassungswidrig.44 Viele in 
der brasilianischen Arbeiterbewegung hof fen 
nun, dass Temer  – wie Park Geun-hye  – wegen 
Korruption im Gefängnis landet.45 Die EU Kom-
mission hof f te dagegen, dass Temer  – wie die 
südkoreanische Ex-Präsidentin – zuvor noch das 
Freihandelsabkommen unterzeichnete. 

6 Das ‚soziale’ Europa als Export produkt?

Und wie sieht es mit der EU selbst aus? In seiner 
Rede zur Lage der Union 2017 ging Kommissions-
präsident Jean-Claude Juncker sogar so weit zu 
sagen, dass es „...beim Handel (…) um den Export 
unserer Standards“ gehe.46 Doch eine solche Rhe-
torik vermittelt einen falschen Eindruck von der 
Situation der Arbeitsstandards in Europa. Diese 
sind bei Weitem nicht in so gutem Zustand, dass 
man sie stolz „exportieren“ könne.

„Beim Handel gehe es (...) um den Export unserer 
Standards, so Kommissionspräsident Juncker.  
Doch die Arbeitsstandards in Europa sind bei 
Weitem nicht in so gutem Zustand, dass man  
sie stolz „exportieren“ könne.“

Die Achtung grundlegender Arbeitsrechte 
befindet sich quer durch Europa im Abwärts-
taumel  – und dies in einigen Staaten beför-
dert durch die Einflussnahme oder Vorgaben 
von EU Institutionen. Seit der Finanzkrise 2008 
wurde das ‚soziale Europa‘ zunehmend durch 
Arbeitsmarktreformen ausgehöhlt, die primär 
auf Flexibilisierung und Produktivität setzen. 
Die Zerstörung des Systems kollektiver Tarif-
verhandlungen in Rumänien war eine Art Ver-
suchsballon der Europäischen Kommission, der 
Weltbank und des Internationalen Währungs-
fonds (IMFs) und hatte verheerende Auswir-
kungen.47 Die griechischen Tarif reformen  – er-
zwungen durch die Kommission, IMF und die 
Europäische Zentralbank (EZB) – hatten ähn-
liche Folgen.48 Auch in Portugal, Irland und 
Zypern wurden ähnliche Maßnahmen durch-
gesetzt. Forscher*innen des European Trade 
Union Institutes kamen zu dem Schluss, dass 
die Bemühungen der Kommission, des IMFs 
und der EZB Tarifrechte zu beschneiden, die 
EU Grundrechtecharta verletzen.49 Auch Frank-
reich beginnt nun - sogar ohne jegliches Hinzu-
tun seitens der EU - mit dem Abbau von sektor-
spezifischen Tarifstrukturen. 

Es gibt Anzeichen für eine weitere Verschär-
fung der Lage. 2013 eröf fnete ein Aufpasser 
einer Plantage in Griechenland das Feuer auf 
42 migrantische Arbeiter*innen, die aufgrund 
von ausbleibenden Gehältern sowie proviso-
rischen Unterkünf ten ohne Sanitäranlagen 
protestierten. 30 von ihnen wurden ernsthaf t 
verletzt.50 Im September 2016 wurde ein Arbei-
ter in Norditalien während einer Streikaktion 
getötet.51 Im Juni 2017 wurden zwei spanische 
 Gewerkschaf ter*innen wegen Teilnahme am Ge-
neralstreik 2012 verurteilt.52 Der Globale Sklave-
rei Index verzeichnet ein gesteigertes Risiko für 
moderne Sklaverei in 20 EU-Ländern, an vor-
derster Stelle in Rumänien, Griechenland, Italien, 
Zypern und Bulgarien.53

Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, dass 
die EU TSD-Kapitel normalerweise Textstellen 
aus der ILO Erklärung über soziale Gerechtigkeit 
für eine faire Globalisierung von 2008 beinhal-
ten. Dort heißt es, dass die „(...) Verletzung der 
grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit 

EU Photo: Nicola Jaeger, PowerShif t e. V.
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nicht als legitimer komparativer Vorteil geltend ge-
macht oder sonst wie genutzt werden darf“.54 Es fällt 
schwer auch nur ein Land zu nennen, welches 
diese Regelung nicht in irgendeiner Form miss-
achtet – und die EU stellt dabei keine Ausnahme 
dar. Die nun verbreitete Erosion nationaler Ar-
beitsmarktinstitutionen innerhalb der EU wurde 
mehr oder weniger explizit durchgeführt, um 
Löhne zu senken sowie Investitionen und Wachs-
tum anzukurbeln, sprich, um Wettbewerbsvor-
teile zu erzielen.

In seiner Rede zur Lage der Union erklärt Juncker 
2017: „Wir sind keine naiven Freihändler. Europa 
muss immer seine strategischen Interessen vertei-
digen.“ 55 Aber wer legt diese ‚Interessen’ fest? So-
lange grundlegende Arbeitsrechte in der EU und 
von den europäischen Handelspartnern mit Fü-
ßen getreten werden, solange kann davon aus-
gegangen werden, dass diese ‚strategischen Inte-
ressen’ weder etwas mit Arbeitsrechten noch mit 
zukunf tsfähiger Entwicklung gemein haben.

Fazit

In Anbetracht der Bedeutung wirkungsvoller 
Handelsregeln für die Krise der Globalisierung 
mag man die Hof fnung haben, eben diese Re-
geln zu nutzen, um Verbesserungen herbei zu 
führen. Freihandelsabkommen bieten Durchset-
zungsmechanismen, die in anderen Feldern des 
internationalen Rechts meist fehlen. 

Dennoch gibt es gute Gründe anzuzweifeln, dass 
die Forderung nach verbesserten Nachhaltig-
keits- oder Arbeitskapiteln in europäischen Frei-
handelsabkommen eine adäquate Antwort auf 
die aktuellen Herausforderungen ist. Mittler-
weile geben sogar die OECD56 und die EU57 zu, 
dass Handelsliberalisierung zu Arbeitsplatz-
verlusten und Umweltschäden beigetragen 
hat. Das einfache Hineinwerfen von Arbeits-, 
Umwelt- oder Nachhaltigkeitsanliegen in den 
FTA-Zielkanon gibt den neoliberalen Politiken 

„vertief ter Integration“ eine Fassade an Legitimität, 
obwohl deren ökonomische Agenda im Gegen-
satz zu den ökologisch-sozialen Anliegen steht. 
Solange die meisten der entworfenen Klauseln 
redundant formuliert sind (und das sind sie der-
zeit meistens), sind die Kosten ihrer Einbindung 
in die FTAs vernachlässigbar. In der Zwischen-
zeit verstreicht wertvolle Zeit ungenutzt, in der 
man grundsätzlich etwas gegen die negativen 
Folgen der FTAs machen müsste. Zudem kann 
die Einbindung zu einer Verwässerung hart er-
kämpf ter Arbeits- und Umweltstandards kom-
men, wenn diese von FTAs erfasst werden und in 
Konflikt mit ökonomischen Interessen geraten.

Arbeitsrechte, Umweltschutz und zukunf tsfä-
hige Entwicklung müssten die zentralen Leit-
linien wirtschaf tlicher Abkommen sein - und 
nicht angehängte Randbemerkungen. Nur so 
können die Gesamtarchitektur, Inhalte und Aus-
wirkungen der Wirtschaf tsabkommen wirksam 
gesteuert werden. In der Konsequenz bedeutet 
dies, dass wir weiterhin sehr aufmerksam alle 
Kapitel eines Abkommen beleuchten und ver-
ändern müssen - und nicht einfach nur weitere 
Kapitel hinzufügen dürfen.
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Für den Inhalt dieser Publikation sind allein PowerShif t e. V. und  
die  Mitherausgeber verantwortlich; die hier dargestellten Positionen 
geben nicht den Standpunkt von Engagement Global gGmbH und  
dem  Bundesministerium für wirtschaf tliche Zusammenarbeit und 
 Entwicklung wieder. 
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